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Stefan Häne

In einem Fussballspiel stünde es
jetzt 2:0. Der Chemiekonzern
Syngenta hat gegen das Bundes-
amt für Lebensmittelsicherheit
undVeterinärwesen (BLV)vorGe-
richt ebenden zweitenTrefferge-
landet. DasAmt imDepartement
von Gesundheitsminister Alain
Berset (SP) darf vier Abbaupro-
dukte von Chlorothalonil nicht
mehrals «toxikologisch relevant»
bezeichnen, also nicht mehr als
potenziell gesundheitsschädlich.

Das Pestizid, das Syngenta
herstellt, und dessen Folgen für
das Grund- und Trinkwasser
stehen in den Schlagzeilen, seit
es das BLV als «wahrscheinlich
krebserregend» eingestuft und
aufAnfang 2020verbotenhat. Im
gleichen Zug stufte dasAmt auch
alle Abbauprodukte des Pilzbe-
kämpfungsmittels als relevant
ein. Damit galten für diese Stoffe
über Nacht hundertmal tiefere
Grenzwerte –mit der Folge, dass
an vielen Orten plötzlich Grenz-
wertüberschreitungen festgestellt
wurden, begleitet von teils alar-
mistischen Medienberichten.

Nur: Das BLV selber hatte in
einem Prüfbericht vom Dezem-
ber 2019 die drei häufigsten
Abbauprodukte, die laut Bund
das Grundwasser am stärksten
verunreinigen, als nicht relevant
eingestuft. Syngenta argumen-
tiert, selbst wenn ein Wirkstoff
wie Chlorothalonil strenger klas-
sifiziertwerde, sei einAbbaupro-
dukt nicht zwingend relevant.

Ein «erheblicher Schaden»
am geschäftlichen Ruf
Der Chemiekonzern geht juris-
tisch auch gegen das Verbot vor.
Er hält es für «unverhältnismäs-
sig und willkürlich» und sieht
seine geschäftlichen Interessen
und seine Reputation beschädigt.
Das Bundesverwaltungsgericht
hat über das Verbot materiell
noch nicht befunden. Ihm er-
scheint es aber «glaubhaft», dass
Syngenta in der Zeit bis zum
Hauptentscheid ein «erheblicher
Schaden» amgeschäftlichen Ruf
und an den wirtschaftlichen In-
teressen drohe. «Es besteht die
Gefahr, dass sich dieAnsicht ver-
festigt, derWirkstoff Chlorotha-
lonil verunreinige dasGrundwas-
ser und gefährde die Gesundheit
derTrinkwasser-Konsumenten.»

DasGericht ruft inErinnerung,
sowohl der Bundesrat als auch

dasBLVhättenwiederholt darge-
legt, dass das Trinkwasser in der
Schweiz trotz der darin nach
gewiesenen Abbauprodukte von
Chlorothalonil weiterhin prob-
lemlos getrunkenwerden könne.

Die Richter gewichten die In-
teressen von Syngenta höher als
den «Nachteil», der sich für das
BLV nun ergibt. Dieser erschöp-
fe sich darin, dass sich das Amt
während des laufenden Verfah-
rens «eine gewisse Zurückhal-
tung» auferlegen müsse. Mit
Blick auf das öffentliche Interes-
se desGesundheitsschutzesweist
das Gericht darauf hin, dass
Chlorothalonil-haltige Pflanzen-
schutzmittel in der Schweiz seit
dem 1. Januar2020verboten sind.

Strittige Angaben blieben
offenbar teilweise stehen
Das BLV muss nun die entspre-
chenden Dokumente, welche
die fraglichenAbbauprodukte als
relevant bezeichnen, zurück
ziehen. Vom Entscheid tangiert
ist auch das Bundesamt für
Umwelt, das die Einschätzung
des BLV übernommen hat.

Pikant mutet der Entscheid
an,weil das Gericht Bersets Fach-
leute bereits im August 2020
angewiesen hat, bis zum finalen
Entscheid über das Verbot des
Pestizids Aussagen von der
Amtswebsite zu entfernen, die
Chlorothalonil als «wahrschein-
lich krebserregend» bezeichnen
und alle Abbauprodukte als
«relevant» und damit potenziell
gesundheitsschädlich einstufen.
Allerdings blieben die strittigen
Angaben offenbar teils stehen,
etwa in einer Weisung und in
einem Dokument des BLV.
Syngenta gelangte deshalb im
September erneut ans Bundes-
verwaltungsgericht – und hat
jetzt zum zweiten Mal obsiegt.

Widersetzt sich das Amt dem
Gericht? Das BLVverneint. Es er-
klärt dazu auf Anfrage, mit dem
zweiten Zwischenentscheid ord-
ne das Gericht «weiterführende
Massnahmen» an. Die Websites
seien angepasst worden. Alles
weitere sei in Abklärung.

Syngenta dagegen begrüsst
dasVerdikt.Wissenschaftsbasier-
te Entscheide unddieVerlässlich-
keit der Rahmenbedingungen,
sagt Roman Mazzotta, Länder-
präsident Syngenta Schweiz,
seien für die forschende Indust-
rie und den Innovationsstandort
Schweiz zentral.

ZweiteSchlappe
für denBund
Kontroverse um Pestizid Syngenta erhält im
Fall Chlorothalonil vor Gericht erneut recht.

8,7 Prozent der Bevölkerungwa-
ren 2019 von Einkommensarmut
betroffen. Die Armutsquote er-
reichte damit den höchstenWert
seit 2014,wie eine Erhebung des
Bundesamts für Statistik (BFS)
zeigt. Insbesondere ging das ver-
fügbare Äquivalenzeinkommen
deruntersten Einkommensgrup-
pe zurück.Die 10 Prozent derBe-
völkerung mit den niedrigsten
Einkommen hatten 2019 ein ver-
fügbaresÄquivalenzeinkommen
von unter 25'868 Franken (2014:
27'252 Franken). DasMedianein-
kommen blieb hingegen stabil
bei rund 50'000 Franken.Median

heisst: Die eine Hälfte hatte
mehr, die andere weniger.

155'000 Personen – 4,2 Pro-
zent der Bevölkerung – waren
trotz Erwerbsarbeit arm. Die
Armutsgrenze wird von den
Richtlinien der Konferenz für
Sozialhilfe abgeleitet und betrug
durchschnittlich 2279 Franken
im Monat für eine Einzelperson
und 3976 Franken für zwei
Erwachsene mit zwei Kindern.
Jeder Achte (12,2 Prozent) hatte
Mühe, über die Runden zu
kommen. Jeder Fünfte (20,7 Pro-
zent) war nicht in der Lage,
eine unerwartete Ausgabe von

2500 Franken zu stemmen. Und
fast jeder Sechste (15,1 Prozent)
hatte Zahlungsrückstände.

Hoher Lebensstandard
im europäischen Vergleich
Ausländische Personen, Perso-
nen in Einelternhaushalten, Per-
sonen ohne nachobligatorische
Ausbildung und Personen in
Haushalten ohne Arbeitsmarkt-
teilnahme waren besonders
häufig von Einkommensarmut
und finanziellen Schwierigkei-
ten betroffen.Auch über 65-Jäh-
rigewaren überdurchschnittlich
oft einkommensarm.

Im europäischen Vergleich war
der Lebensstandard 2019 in der
Schweiz gemäss BFS aber immer
noch hoch. Die nach internatio-
nalem Standard berechnete Ar-
mutsgefährdungsquote lag inder
Schweiz mit 16 Prozent 0,8 Pro-
zentpunkteunterdemEU-Schnitt.

Gleichzeitig zeigen Befragun-
gen des BFS auch, dass die Zu-
friedenheit der Bevölkerung zu-
mindest zu Beginn des Jahres
2020 nicht beeinträchtigt war.
Nach Beginn des ersten Lock-
down am 16. März 2020 ging
das Glücksempfinden allerdings
signifikant zurück. (sda)

Jeder Achte kommt kaum über die Runden
Finanzen Neue Zahlen zeigen, dass die Armut in der Schweiz zugenommen hat.

Bildung In der Covid-19-Pande-
mie stehen die Schulen unter
starkemDruck. Beim Lehrperso-
nal vermehren sich die Burn-
outs, die Zahl der im Unterricht
abgehängten Schülerinnen und
Schüler ist alarmierend hoch.

Das fand der Verband des
Personals öffentlicher Dienste
(VPOD) in einer Umfrage unter
den Lehrkräften heraus. 1200
Lehrerinnen und Lehrer antwor-
teten im Dezember und Januar
auf die Fragen, wie der VPOD
gesternmitteilte. 87 Prozent von

ihnen gaben an, unter einem
gewachsenen psychischenDruck
zu stehen. Bei 59 Prozent sank
die Arbeitszufriedenheit, und
31 Prozent fühlten sich weniger
gesund. Über die Hälfte der be-
fragten Lehrpersonen gab zudem
an, ihre Schüler hätten aus dem
Lockdown vom Frühling 2020
noch Nachholbedarf. In der
Deutschschweizhaben27Prozent
den Eindruck, einige Schülerin-
nen und Schüler hätten den An-
schluss verloren. In der Roman-
diewaren es gar 57 Prozent. (sda)

Corona-Krise setzt Lehrern
und Schülern stark zu
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